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Geschäftsbereich des Bundesministeriums für Raumordnung, 
Bauwesen und Städtebau 


1 . Abgeordneter 

Otto 

Reschke 

(SPD) 


Welche Auswirkungen sieht die Bundesregie- 
rung durch das Urteil des Bundesarbeitsgerichts 
in Kassel vom 19. Februar 1997 (5 AZR 982/94) in 
Sachen Asbestbelastung im Funkhaus der Deut- 
schen Welle in Köln im Hinblick auf die Funk- 
tionsfähigkeit des Senders in seinem jetzigen 
Funkhaus und den Beschluß des Haushaltsaus- 
schusses des Deutschen Bundestages, daß die 
Deutsche Welle in den fertigzustellenden Bonner 
Schürmann-Bau einziehen soll, und wie ist die im 
Bonner General- Anzeiger vom 20. Februar 1997 
zitierte Aussage der Sprecherin des Bundes- 
ministeriums für Raumordnung, Bauwesen und 
Städtebau, daß das Bundesministerium für Raum- 
ordnung, Bauwesen und Städtebau die Arbeiten 
für den Weiterbau im Sommer 1997 ausschreiben 
werde, vor dem Hintergrund der Antwort von 
Bundesminister für Raumordnung, Bauwesen 
und Städtebau, Dr. Klaus Töpfer, auf die Fragen 
88, 89 in Drucksache 13/6446 zu verstehen, die 
Weiterbauplanung werde voraussichtlich Ende 
1997 soweit fortgeschritten sein, daß auf dieser 
Grundlage die Bauleistungen EU-weit ausge- 
schrieben werden können? 


2. Abgeordneter Wurde die als Schädiger angesehene Baufirma 

Otto HBW im Rahmen der laufenden Ausschreibung 

Reschke für die Sanierung des Schürmann-Baus vom Bun- 

(SPD) desministerium für Raumordnung, Bauwesen 

und Städtebau aufgefordert, ein Angebot einzu- 
reichen gemäß dem von der Sprecherin des Bun- 
desministeriums für Raumordnung, Bauwesen 
und Städtebau gegenüber dem Bonner General- 
Anzeiger genannten Verfahren, wonach die Fir- 
men, die für die Sanierung des Schürmann-Baus 
zur Abgabe eines Angebotes aufgefordert wor- 
den waren, bis zum 27. Februar 1997 ein Angebot 
abgegeben haben müssen? 


Geschäftsbereich des Bundesministeriums für 
wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung 


3. Abgeordneter 

Steffen 

Tippach 

(PDS) 


Wie erklärt die Bundesregierung ihre Behaup- 
tung (s. Antwort zu Frage 50 in Drucksache 
13/6910), daß keine aus Bundesmitteln finan- 
zierte Stiftung eine Konferenz für Technologie- 
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transfer im Oktober 1997 in Myanmar durchfüh- 
ren würde, obwohl dies durch die AP- und die 
ATP-Meldung vom 9. Januar 1997 bestätigt wird? 


4. Abgeordneter 

Steffen 

Tippach 

(PDS) 


Ist die Bundesregierung der Meinung, daß eine 
deutsche Unterstützung der Technologiemesse in 
Myanmar dem erklärten Ziel der Bundesregie- 
rung zum weltweiten Schutz der Menschenrechte 
dient? 


Geschäftsbereich des Bundesministeriums des Innern 


5. Abgeordneter 

Benno 

Zierer 


(CDU/CSU) 


Verlangt nach Auffassung der Bundesregierung 
die sehr hohe Zahl von einer Million jährlich nach 
Deutschland einwandernder ausländischer Per- 
sonen nicht nach einem generellen Umdenken 
der deutschen Politik im Hinblick auf die bishe- 
rige faktische Duldung der zumeist illegalen Ein- 
reisen und die Höhe der zu gewährenden staat- 
hchen Geldleistungen, um die Steuerbelastung 
der Bürger nicht noch weiter in die Höhe schrau- 
ben zu müssen und um das Entstehen einer Situa- 
tion zu verhindern, in der die Integration von Aus- 
ländern in Deutschland definitiv nicht mehr 
bewältigt werden kann mit der Folge von gewalt- 
tätigen Auseinandersetzungen bis hin zu bürger- 
kriegsähnlichen Zuständen gerade in wirtschaft- 
hch angespannten Zeiten? 


Geschäftsbereich des Bundesministeriums für Wirtschaft 


6. Abgeordneter 

Ernst 

Hinsken 

(CDU/CSU) 


Trifft es zu, daß das Bundesministerium für Wirt- 
schaft im Einvernehmen mit dem Bundesministe- 
rium für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten 
durch Richthnienänderung vom 29. November 
1996 für Holzfeuerungsanlagen die Leistungs- 
untergrenze von 15 kW auf 50 kW installierte 
Nennwärmeleistung angehoben hat sowie den 
Förderfestbetrag mehr als halbiert hat, um für die 
Restlaufzeit des Programms (1997 bis 1998) den 
umweit- und energiepolitischen Förderzielen 
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angesichts der nur begrenzt zur Verfügung ste- 
henden Fördermittel besser Rechnung tragen zu 
können und dem Trend zur Überforderung bei 
kostengünstigen Kleinanlagen entgegenzuwir- 
ken, so daß viele Antragsteller aufgrund der 
Richtlinienänderung einen Ablehnungsbescheid 
vom Bundesamt für Wirtschaft erhalten haben? 


7. Abgeordneter 

Ernst 

Hinsken 

(CDU/CSU) 


Trifft es zu, daß für viele Antragsteller unvorher- 
gesehen die Richtlinien nach elf Monaten geän- 
dert wurden, obwohl diese für 1995 bis 1998 
erstellt wurden, und müssen die Betroffenen bei 
einer erneuten Antragstellung wieder mit einer 
Richtlinienänderung rechnen, weil dies von den 
für 1998 verfügbaren Haushaltsmitteln abhängig 
ist? 


Geschäftsbereich des Bundesministeriums der Verteidigung 


8. Abgeordneter 
Winfried 
Nachtwei 
(BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 


Wie ist der aktuelle Stand der Verhandlungen 
zwischen dem Bundesministerium der Finanzen, 
dem Bundesministerium der Verteidigung und 
Vertretern der Rüstungsindustrie über die 
Kostenschiene für die Überbrückungs- und Be- 
schaffungskosten für den Eurofighter? 


9. Abgeordneter 
Winfried 
Nachtwei 
(BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 


Wie hoch ist nach gegenwärtigem Planungsstand 
im Beschaffungszeitraum bis 2015 der Anteil der 
Kosten für die Beschaffung, Bewaffnung und den 
Unterhalt des Eurofighters am gesamten Beschaf- 
fungshaushalt des Bundesministeriums der Ver- 
teidigung bzw. dem der Luftstreitkräfte? 


Geschäftsbereich des Bundesministeriums für Gesundheit 


10. Abgeordnete 

Regina 

Schmidt-Zadel 

(SPD) 


Ist der Bundesregierung bekannt, daß durch 
deutsche Pharmaunternehmen Medikamente, 
wie z. B. Metamizol- Produkte und Contergan 
(s. Zeitschrift Atmica, S. 75 vom Februar 1997), die 
in Deutschland strengster ärztlicher Kontrolle 
unterliegen oder überhaupt nicht auf dem Markt 
sind, nach Südamerika exportiert werden, und 
dort rezeptfrei oder mit deutschem Beipackzettel 
vertrieben werden? 
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11. Abgeordnete 

Regina 

Schmidt-Zadel 

(SPD) 


Welchen Beschränkungen und Kontrollen unter- 
liegt der Export von Medikamenten, und plant die 
Bundesregierung eine Verschärfung der Auf- 
lagen? 


12. Abgeordneter 

Klaus 

Kirschner 

(CDU/CSU) 


Wie haben sich nach Kenntnis der Bundesregie- 
rung die Pflege ausbildungsstellen im Kranken- 
hausbereich 1996 zu 1995 bundesweit verändert? 


Geschäftsbereich des Bundesministeriums für Verkehr 


13. Abgeordneter 

Reinhold 

Robbe 

(SPD) 


Inwieweit hat die Bundesregierung sicherge- 
stellt, daß durch die Zentralisierung des SAR- 
Hubschrauber-Dienstes das Rettungswesen für 
die ostfriesische und nordfriesische Küstenregion 
im gleichen Umfang und in gleicher Qualität wie 
bisher gewährleistet ist? 


14. Abgeordneter 

Reinhold 

Robbe 

(SPD) 


Erkennt die Bundesregierung aus der Tatsache, 
daß der SAR- Hubschrauber Sea King von Helgo- 
land aus eine wesentlich längere Anflugszeit als 
bisher zu den entlegenen Küstenregionen benö- 
tigt, eine Beeinträchtigung des Rettungswesens, 
insbesondere für unvorhersehbare Seenotfälle? 


15. Abgeordneter 

Rolf 

Köhne 

(PDS) 


Was hätte nach Einschätzung der Bundesregie- 
rung schlimmstenfalls passieren können, wenn 
bei dem Zugunglück in der Nacht zum 19. Fe- 
bruar 1997 im Frankfurter Südbahnhof statt des 
Containerzuges ein „Castor" -Transport beteiligt 
gewesen wäre? 


16. Abgeordneter 

Rolf 

Köhne 

(PDS) 


Welche Schlußfolgerungen zieht die Bundes- 
regierung aus dem Zugunglück bezüglich der 
„Castor" -Transporte? 
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17. Abgeordnete 
Anke 
Eymer 
(CDU/CSU) 


Ist der Bundesregierung bekannt, daß das Land 
Schleswig-Holstein eine Landesverordnung über 
das Naturschutzgebiet Wakenitz plant, die die 
Anlage von Straßen in diesem Gebiet - ein- 
schließlich des geplanten Baus der A 20 - ver- 
bietet, obwohl das Land der Linienbestimmung 
zugestimmt hat, und welche Möglichkeiten sieht 
die Bundesregierung, dies zu verhindern? 


18. Abgeordnete 
Anke 
Eymer 
(CDU/CSU) 


Welche Maßnahmen hat die Bundesregierung 
bisher eingeleitet, um den zügigen Bau der A 20 
sicherzustellen, und wie ist die Reaktion des 
Landes Schleswig-Holstein auf diese Maßnah- 
men? 


Geschäftsbereich des Bundesministeriums für Bildung, 
Wissenschaft, Forschung und Technologie 


19. Abgeordneter 

Horst 

Kubatschka 

(SPD) 


Teilt die Bundesregierung die Auffassung, daß 
der Bau einer Spallationsquelle wesentlich billi- 
ger ist im Vergleich zum geplanten Forschungs- 
reaktor FRM II in Garching und auch weniger 
Sicherheitsrisiken birgt, da sie nicht mit hochan- 
gereichertem Uran (HEU) betrieben wird, wie die 
Spallationsquelle am Paul- Scherrer-Insti tut in 
Villingen in der Schweiz (SINQ), die jetzt in 
Betrieb genommen wurde, zeigt (s. Süddeutsche 
Zeitung vom 30. Januar 1997)? 


20. Abgeordneter 

Horst 

Kubatschka 

(SPD) 


Wie hoch ist der Anteil der kommerziellen Nut- 
zung von Forschungsreaktoren mit hochangerei- 
chertem Uran, mit niedrig angereichertem Uran 
und von Spallationsquellen in den Ländern der 
Europäischen Union? 


21. Abgeordneter 

Horst 

Schmidbauer 

(Nürnberg) 

(SPD) 


Aus welchem Grund hat der Bundesminister für 
Bildung, Wissenschaft, Forschung und Technolo- 
gie, Dr. Jürgen Rüttgers, in seinem Hause ein Stu- 
diendesign für eine prospektive klinische Studie 
zur Untersuchung der Wirksamkeit von Johan- 
niskraut bei HIV 1 infizierten Patienten anferti- 
gen lassen, obwohl laut Focus 52/96 bereits 1992 
eine vom Bundesministerium für Gesundheit 
geförderte Studie von Hans Dieter Brede, Georg- 
Speyer-Haus, die Unwirksamkeit von Hypericin 
gegen HIV/AIDS belegt hat und eine im AIDS- 
Zentrum des Robert-Koch-Institutes 1994 durch- 
geführte Untersuchung zu demselben Ergebnis 
kommt? 
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22. Abgeordneter 

Horst 

Schmidbauer 

(Nürnberg) 

(SPD) 


Welche Studie wird nach Auffassung von Bun- 
desminister Dr. Jürgen Rüttgers durchgeführt 
werden - die o. g. Studie, die ein Volumen von 
1,4 Mio. DM hat oder eine noch zu konzipierende 
Studie, die laut Focus 52/96 einen Umfang von 
5 Mio, DM haben wird, und in welcher Relation 
steht die letztere Summe zu den Ausgaben im 
Gesamtforschungsetat für AIDS sowie den Aus- 
gaben für „Unkonventionelle medizinische Rich- 
tungen"? 


Geschäftsbereich des Auswärtigen Amtes 


23. Abgeordneter 

Dr. Egon 
Jüttner 

(CDU/CSU) 


Teilt die Bundesregierung die vom tschechischen 
Ministerpräsidenten Vaclav Klaus in einem sog. 
Motivenbericht zur deutsch-tschechischen Erklä- 
rung an die beiden Kammern des tschechischen 
Parlaments geäußerte Auffassung, daß der in der 
deutsch- tschechischen Erklärung gebrauchte 
Begriff des „sogenannten wilden Abschubs" nur 
die Zeit vor der Potsdamer Konferenz beinhaltet? 


24. Abgeordneter 

Dr. Egon 
Jüttner 

(CDU/CSU) 


Welche Maßnahmen und Vorhaben zur Vertie- 
fung der deutsch-moldawischen Kulturbeziehun- 
gen sind - dem Kulturabkommen mit der Repu- 
blik Moldau entsprechend - für 1997 und 1998 
vorgesehen? 


25. Abgeordnete 

Dr. Elke 
Leonhard 

(SPD) 


Wie gedenkt die Bundesregierung den in der 
Deutsch-Tschechischen Erklärung vereinbarten 
Zukunftsfonds konkret auszugestalten, und 
wann kann voraussichtlich auf die zur Verfügung 
zu stellenden Mittel zurückgegriffen werden? 


26. Abgeordnete 

Dr. Elke 
Leonhard 

(SPD) 


Welche Maßnahmen trifft die Bundesregierung, 
um Hilfstransporte, die auf privater resp. privat- 
wirtschaftlicher Initiative beruhen und für ver- 
schiedene Krisen- und Katastrophenregionen 
bestimmt sind, zu unterstützen? 


27. Abgeordneter 

Thomas 

Krüger 

(SPD) 


Ist der Bundesregierung bekannt, daß der öster- 
reichische Galeristenverband anläßlich einer von 
ihm im November 1996 in Wien veranstalteten 
Kunstmesse seine Mitglieder aufgefordert hat, 
diejenigen Künstler, die Mitglieder der öster- 
reichischen Verwertungs ge Seilschaft sind, von 
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der Teilnahme auszuschließem, und ist ihr dar- 
über hinaus bekannt, daß - aufgrund eines beste- 
henden Gegenseitigkeitsvertrages der österrei- 
chischen Verwertungsgesellschaft mit der deut- 
schen Verwertungsgesellschaft BILD-KUNST - 
von diesem Boykott- Aufruf auch deutsche Künst- 
ler, deren Rechte und Ansprüche durch die Ver- 
wertungsgesellschaft BILD-KUNST wahrgenom- 
men werden, betroffen waren? 


28. Abgeordneter 

Thomas 

Krüger 

(SPD) 


Vertritt die Bundesregierung generell den 
Anspruch, daß bei der Wahrnehmung der Interes- 
sen der deutschen Staatsbürger im Ausland durch 
die Auslandsvertretungen auch die wirtschaft- 
lichen Interessen der deutschen Staatsbürger zu 
berücksichtigen, d. h. zu vertreten sind, wie Bun- 
desminister Dr. Klaus Kinkel mehrfach - nicht 
zuletzt auch im Zusammenhang mit Besuchen 
bzw. Verhandlungen über wirtschaftliche Bezie- 
hungen in Ländern wie z. B. China und Iran - er- 
klärt hat, und was hat das Auswärtige Amt bzw. 
die Deutsche Botschaft in Wien im Zusammen- 
hang mit dem unter Frage 27 angesprochenen 
Vorfall unternommen, um bei der österreichi- 
schen Regierung gegen diese Benachteiligung 
der deutschen Künstler zu intervenieren? 


29. Abgeordneter 

Gernot 

Erler 

(SPD) 


Welche Möglichkeiten sieht die Bundesregie- 
rung, über ein unkonventionelles Verfahren zu 
erreichen, daß die angekündigten Hilfsmaßnah- 
men des Internationalen Währungsfonds, der 
Weltbank, der EU und anderer Geber für das in 
Not geratene europäische Assoziationsland Bul- 
garien nicht erst greifen, wenn nach Neuwahlen 
am 19. April 1997 eine neue Regierung gebildet, 
ein „Currency Board" eingerichtet ist und die 
dafür nötigen Begleitgesetze wirksam sind, mit 
der Folge, daß die bulgarische Bevölkerung sich 
beim Überleben des gegenwärtigen „Hunger- 
winters" allein auf vereinzelte humantiäre Hilfe, 
nicht aber auf eine verzugslose effektive Unter- 
stützung der internationalen Finanzinstitutionen, 
stützen kann? 


30. Abgeordneter 

Gernot 

Erler 

(SPD) 


Welche mittelfristigen Strategien hält die Bun- 
desregierung für geeignet und notwendig, um 
der bedrohlichen ökonomischen und sozialen 
Ungleichentwicklung innerhalb der Gruppe der 
mittel-, Ost- und südosteuropäischen Transforma- 
tionsstaaten entgegenzuwirken, die sich schon 
jetzt in einer Serie von Gewalt- und Protestmani- 
festationen in dem Bogen der am negativsten 
betroffenen südosteuropäischen Transforma- 
tionsstaaten niederschlägt? 
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31. Abgeordneter 

Roland 

Kohn 

(F.D.P.) 


Treffen Berichte über eine Studie des Auswärti- 
gen Amtes zum Wiederaufbau in Bosnien mit 
dem Tenor zu, daß durch Probleme vor Ort (Kor- 
ruption und Mißwirtschaft der bosnischen Behör- 
den, widerstreitende nationale Interessen), aber 
auch aufgründ von Fehlern der internationalen 
Staatengemeinschaft (Rivalitäten zwischen den 
internationalen Finanzinstitutionen) das Aufbau- 
programm in Bosnien nur schleppend voran- 
kommt, und welche Auswirkungen hat dies mit- 
telfristig für den deutschen Steuerzahler (s. Süd- 
deutsche Zeitung vom 17. Februar 1997, S. 6)? 


32. Abgeordnete 
Annelie 
Buntenbach 

(BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 


Welchen Zusammenhang sieht die Bundesregie- 
rung zwischen der Festnahme des Ehepaares 
Mauss und der Tätigkeit des Werner Mauss für 
die Firma S. in Kolumbien und deren Wettbewerb 
mit der Firma U. um staatliche Aufträge in 
Kolumbien? 


33. Abgeordnete 

Annelie 

Buntenbach 

(BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 


Inwieweit trifft es zu, daß sich der im vergange- 
nen Jahr plötzlich abberufene deutsche Botschaf- 
ter in Kolumbien, Freiherr von Mentzingen, 
(mehrfach?) der Bitte des BND um Ausstellung 
diplomatischer Schutzbriefe für Herrn Mauss 
wider setzt hatte und daß diese von Herrn von 
Mentzingen abschlägig beschiedene Bitte des 
BND später von Staatssekretär Dr. Peter Hart- 
mann erneut an die Botschaft in Bogota herange- 
tragen wurde? 


Geschäftsbereich des Bundesministeriums der Justiz 


34. Abgeordneter 

Rolf 

Schwanitz 

(SPD) 


Trifft es zu, daß Dr. Edzard Schmidt- Jortzig in 
seiner Eigenschaft als Bundesminister der Justiz 
im Gegensatz zur insbesondere von Bundesmini- 
ster Friedrich Bohl in der 151. Sitzung des Deut- 
schen Bundestages am 16. Januar 1997 geäußer- 
ten gegenteiligen Auffassung der Bundesregie- 
rung in einem Schreiben an einen Verwandten 
sowie an andere Bürger die Ansicht geäußert hat, 
daß es „politisch wenig aussichtsreich (sei), schon 
jetzt parlamentarisch- direkt eine Änderung der 
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Regelungen des Entschädigungs- und Aus- 
gleichsleistungsgesetzes zu betreiben", und er 
den Empfängern zugleich Hinweise gegeben hat, 
daß es „einen (zusätzlichen) Anstoß von außen", 
der „in einer Rüge der Europäischen Kommission 
oder in einem grundsätzlichen Aufb rechen 
des VermG -Systems durch die russischen Reha- 
bilitierungen liegen könnte", bedürfe, um am 
erfolgreichsten gegen geltendes Bundesrecht 
Vorgehen zu können (vgl. DER SPRIEGEL Nr. 8 
vom 17. Februar 1997, S. 35f.)? 


35. Abgeordneter 

Rolf 

Schwanitz 

(SPD) 


Kann die Bundesregierung ausschließen, daß 
- so wie im Nachrichtenmagazin DER SPIEGEL 
Nr. 8 vom 17. Februar 1997, S. 35 f. beschrieben - 
Verwandte des Bundesministers der Justiz — ins- 
besondere auch der Empfänger des o. g. Schrei- 
bens - von der vom Minister beabsichtigten 
Änderung der Rechtslage in bezug auf Enteig- 
nungen in der Sowjetischen Besatzungszone 
Deutschlands begünstigt würden? 


36. Abgeordneter 

Hans-Joachim 

Hacker 

(SPD) 


Wie will die Bundesregierung ausschließen, daß 
der vom Bundesminister der Justiz, Dr. Edzard 
Schmidt-Jortzig, in der Frage der Enteignungen 
in der Sowjetischen Besatzungszone Deutsch- 
lands in den Jahren 1945 bis 1949 vertretene 
Standpunkt nicht durch eine sich aus seinen ver- 
wandtschaftlichen Beziehungen ergebende 
Interessenkollision (vgl. DER SPIEGEL Nr. 8 vom 
17. Februar 1997, S. 35f.) bestimmt wird? 


37. Abgeordneter 

Hans-Joachim 

Hacker 

(SPD) 


Welche Schritte hält die Bundesregierung für 
erforderlich, um den sichtbar gewordenen Inter- 
essenkonflikt zwischen den Amtspflichten des 
Bundesministers der Justiz einerseits und den pri- 
vaten Interessen der Familie des Bundesministers 
andererseits zur Vermeidung weiteren Schadens 
für die innere Einheit Deutschlands und das An- 
sehen der Bundesrepublik Deutschland schnell- 
stens zu beenden, und welche Schlußfolgerun- 
gen zieht sie insbesondere auch aus der Kritik aus 
den eigenen Reihen (z. B. Dr. Paul Krüger, MdB, 
im Nordkurier vom 13. Februar 1997), daß sich 
der Bundesminister der Justiz wegen seiner in 
wiederholten Äußerungen zum Ausdruck ge- 
kommenen besonderen Hartnäckigkeit zur Aus- 
hebelung einer von der großen Mehrheit der Koa- 
lition mitgetragenen Position zur Gültigkeit der 
Bodenreform „fragen lassen (muß), ob er weiter- 
hin dieser Bundesregierung angehören kann"? 
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Geschäftsbereich des Bundesministeriums der Finanzen 


38. Abgeordneter 
Günter 
Gloser 
(SPD) 


Welche finanziellen Lasten sind seitens des Bun- 
des bisher durch den Leerstand der ehemaligen 
US-Wohnungen (Pastoriussiedlung) in Nürn- 
berg-Zerzabelshof angefallen? 


39. Abgeordneter 

Günter 

Gloser 

(SPD) 


Welche Zinseinnahmen hatte das Bundesministe- 
rium der Finanzen erhalten, wären die Wohnun- 
gen entsprechend den Grundsätzen des sozialen 
Wohnungsbaus bereits 1995 veräußert worden? 


40. Abgeordneter 

Steffen 

Kampeter 

(CDU/CSU) 


Wie beurteilt die Bundesregierung unter Kosten- 
Nutzen- Gesichtspunkten die Vereinbarkeit einer 
beabsichtigten Abschaffung der Pauschalisie- 
rung der Mehrwertsteuer in landwirtschaftlichen 
Betrieben mit den Zielsetzungen des „Schlanken 
Staates"? 


41. Abgeordneter 
Steffen 
Kampeter 

(CDU/CSU) 


Hält es die Bundesregierung für vertretbar, daß in 
für die Landwirtschaft schwierigen Zeiten, den 
Betrieben zusätzliche Kosten für Verwaltungs- 
aufwendungen zugemutet werden? 


Geschäftsbereich des Bundesministeriums für Arbeit 
und Sozialordnung 


42. Abgeordneter 

Klaus 

Hagemann 

(SPD) 


Über welche personelle Ausstattung verfügen die 
Bundesanstalt für Arbeit sowie die Hauptzoll- 
ämter bundesweit bzw. in Rheinland- Pf alz, um 
die illegale Beschäftigung im Baubereich zu kon- 
trollieren und zu bekämpfen, und wie viele Stel- 
len werden auf Veranlassung der Bundesregie- 
rung 1997 neu eingerichtet, um die Einhaltung 
des Entsendegesetzes zu überwachen und wirk- 
sam durchzusetzen? 


43. Abgeordnete 

Erika 

Lotz 

(SPD) 


Für welche Arten der Behinderung sollen jetzt 
die Punktwerte im Schwerbehindertengesetz 
gesenkt bzw. erhöht werden, und mit welcher 
Begründung? 
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44. Abgeordnete 

Erika 

Lotz 

(SPD) 


Wie viele Schwerbehinderte wären von dieser 
Änderung betroffen, und wie würde sich diese 
Neufestlegung in den nächsten Jahren auswir- 
ken? 


•45. Abgeordneter 

Hans 

Büttner 

(Ingolstadt) 

(SPD) 


Wer wurde vom Bundesministerium für Arbeit 
und Sozialordnung als Gutachter zur Festlegung 
der für die Bestimmungen des Schwerbehinder- 
tengrades entscheidenden Anhaltspunkte beru- 
fen, und welche Kriterien bzw. spezifischen 
Qualifikationen waren dafür ausschlaggebend? 


46. Abgeordneter 

Hans 

Büttner 

(Ingolstadt) 

(SPD) 


Teilt die Bundesregierung die Auffassung, daß 
die Arbeit dieses Gutachterkreises auf eine 
gesetzliche Grundlage zu stellen ist und dabei die 
Beteiligung der Sozialpartner, wie der Arbeits- 
verwaltung, verbindlich vorzusehen ist? 


47. Abgeordneter 

Peter 

Dreßen 

(CDU/CSU) 


Auf welchen Umfang belaufen sich durch rück- 
datierte Kündigungen die Schadenssummen bei 
der Bundesanstalt für Arbeit, und wie viele 
Firmen sind nach gegenwärtigem Kenntnisstand 
insgesamt betroffen? 


48. Abgeordneter 

Peter 

Dreßen 

(CDU/CSU) 


Bei wie vielen öffentlichen Arbeitgebern sind 
Rückdatierungen nach gegenwärtigem Kennt- 
nisstand vorgekommen? 


49. Abgeordnete 

Andrea 

Fischer 

(Berlin) 

(BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 


Über welche Organisationen wurden Kriegs- 
opferrenten an Leistungsempfänger im skandi- 
navischen Ausland geleistet? 


50. Abgeordnete 

Andrea 

Fischer 

(Berlin) 

(BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 


Wie viele Anträge aus den GUS- oder MOE-Staa- 
ten (einschließlich der baltischen Staaten) auf 
Kriegsopferrenten wurden in der Vergangenheit 
gestellt? 


51. Abgeordneter 

Volker 

Beck 

(Köln) 

(BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 


In welche Länder hat die Bundesregierung für 
welche Zeiträume Leistungen nach dem Bundes- 
versorgungsgesetz an Leistungsbezieher ver- 
deckt über Mittlerorganisationen (Beispiel: 
Dänemark: Deutsches Rotes Kreuz/Bund Deut- 
scher Nordschleswiger [BDN]) ausgezahlt oder 
tut dies heute noch? 
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52. Abgeordneter 

Volker 

Beck 

(Köln) 

(BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 


Wie stellt sich die Bundesregierung zu dem Vor- 
wurf, sie habe mit dieser Praxis die Bezieher die- 
ser Renten (insbesondere bei Kriegsverbrechern 
und Waffen-SS-Angehörigen) vor Strafverfahren 
wegen Straftaten im Zusammenhang mit der 
Kriegsteilnahme auf deutscher Seite in ihren 
Heimatländern bewahrt und durch die Tatsache 
der verdeckten Zahlung Beihilfe zu Sozialbetrug 
und Steuerhinterziehung oder Steuerbegünsti- 
gung geleistet, und wie begründet sie diese 
Praxis? 


53. Abgeordnete 
Christa 
Nickels 
(BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 


Bei welchen Landesversorgungsämtern gab es 
nach Kenntnis der Bundesregierung in den letz- 
ten Wochen wie viele Neuanträge auf Kriegs- 
opferrenten nach dem Bundesversorgungsge- 
setz? 


54. Abgeordnete 
Christa 
Nickels 
(BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 


Werden nach Kenntnis der Bundesregierung wei- 
terhin Kriegsopferrenten an Kriegsverbrecher 
und Freiwillige der SS und Waffen-SS mit Wohn- 
sitz im In- oder Ausland neu bewilligt? 


Bonn, den 21. Februar 1997 
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